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Unterrichtung 
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Bericht der Bundesregierung nach § 238 des Arbeitsförderungsgesetzes 
(Winterbau-Bericht 1973) 


I. Anlaß, Ziele und Grundlage des Berichts 

1. Nach § 238 AFG hat die Bundesregierung den ge- 
setzgebenden Körperschaften des Bundes zum 
Ablauf eines jeden Jahres, erstmalig zum 31, De- 
zember 1973, letztmalig zum 31. Dezember 1980, 
zu berichten, 

— welchen Umfang die Förderung der ganzjäh- 
rigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft nach 
diesem Gesetz erreicht hat, 

— welche arbeitsmarktpolitischen, sozialpoliti- 
schen und volkswirtschaftlichen Auswirkun- 
gen sie in der Berichtszeit gehabt hat. 

Der Bericht soll überdies Angaben über die Bau- 
ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden für 
die Schlechtwetterzeit enthalten. 

2. Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Arbeitsförderungsgesetzes vom 
19. Mai 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 791) sind die 
Vorschriften über die Förderung der ganzjähri- 
gen Beschäftigung in der Bauwirtschaft schon drei 
Jahre nach dem Inkrafttreten des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes reformiert worden. Der jährliche 
Bericht der Bundesregierung soll es den gesetz- 
gebenden Körperschaften ermöglichen, die Aus- 
wirkungen der neuen Vorschriften über die Win- 
terbauförderung in den nächsten Jahren zu be- 
obachten und etwa notwendig werdende Ände- 
rungen der Förderungsvorschriften frühzeitig zu 
erörtern. 

3. Die Winterbauförderung durch die Bundesanstalt 
für Arbeit zielt in erster Linie auf die Erhaltung 
der witterungsabhängigen Arbeitsplätze der Bau- 
arbeiter im Winter ab. Sie soll mit marktkonfor- 
men Mitteln dahin wirken, daß Bauarbeiter und 
Baustellen vor den nachteiligen Folgen des Win- 
terwetters ausreichend geschützt werden, um die 
Bauarbeiten bei zumutbaren Bedingungen ohne 
nennenswerte Unterbrechungen fortführen zu 
können. 

Das neue System der Winterbauförderung be- 


steht aus mehreren Präventivmaßnahmen (Pro- 
duktive Winterbauförderung) und aus einer Aus- 
gleichsmaßnahme (Schlechtwettergeld). Dem all- 
gemeinen Prinzip des Arbeitsförderungsgesetzes 
folgend haben die vorbeugenden Winterbau-För- 
derungsmaßnahmen Vorrang vor der Ausgleichs- 
maßnahme. Bereits die Erfahrungen des ersten 
Winters unter der Geltung der neuen Vorschrif- 
ten zeigen, daß mit dem neuen System einer Win- 
terbauförderung der richtige Weg zu einer kon- 
tinuierlichen Bautätigkeit beschritten worden ist. 

4. Die Bundesregierung stützt sich bei ihrem Bericht 
auf einen Erfahrungsbericht des Präsidenten der 
Bundesanstalt für Arbeit, der seinerseits Beiträge 
der Landesarbeitsämter und Arbeitsämter ausge- 
wertet hat. Ferner hat die Bundesregierung Stel- 
lungnahmen des Hauptverbandes der Deutschen 
Bauindustrie, des Zentralverbandes des Deut- 
schen Baugewerbes, des Zentralverbandes des 
Dachdeckerhandwerks und des Hauptvorstandes 
der Industriegewerkschaft Bau-Steine-Erden so- 
wie das Ergebnis der Umfrage der Finanzbau- 
verwaltung über den Winterbau 1972/1973 und 
Daten des Statistischen Bundesamtes verwertet. 


II. Umfang der Förderung der ganzjährigen Beschäf- 
tigung in der Bauwirtschaft im Winter 1972/1973 

1. Übersicht über die Förderungsleistungen 
und über die Rechtsgrundlagen 

a) Schon vor dem Inkrafttreten des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes am 1. Juli 1969 konnte die Bundes- 
anstalt für Arbeit Winterbauförderungsleistun- 
gen gewähren. Das Gesetz sah Leistungen an 
Bauherren (Zuschüsse oder Darlehen), an Bau- 
unternehmen (Darlehen oder Zinszuschüsse für 
die Anschaffung von Winterbaugerät) sowie an 
Bauarbeiter (Zuschüsse für Winterarbeitsschutz- 
kleidung, zu Fahrkosten und zu den Kosten einer 
getrennten Haushaltsführung) vor; außerdem hat- 
ten die Bauarbeiter Anspruch auf Schlechtwetter- 
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geld. Das Arbeitsförderungsgesetz ergänzte im 
wesentlidien die früheren Leistungen an Bau- 
unternehmen um die Zusdiüsse zu den auf Win- 
terbaustellen geleisteten Arbeitsstunden; die 
Förderung der Bauherren ließ es entfallen. 

Die Winterbau-Novelle des Jahres 1972 hat meh- 
rere Pflicht- und Kannleistungen der Bundesan- 
stalt für Arbeit zur Produktiven Winterbauför- 
derung zusammengefaßt. Im einzelnen handelt es 
sich 

— um Zuschüsse und Darlehen für Bauunterneh- 
mer zur Beschaffung von Winterbaugerät 
(§ 77 AFG), damit die zusätzliche finanzielle 
Belastung auf ein zumutbares Maß herabge- 
setzt wird; 

— um Zuschüsse für Bauunternehmer zu den auf 
Winterbaustellen geleisteten Arbeitsstunden 
(§§ 78, 79 AFG), damit die zwangsläufig ver- 
minderte Produktivität finanziell aufgewogen 
wird; 

— sowie um das Wintergeld, die Fahrkostenzu- 
schüsse und die Trennungsbeihilfe für Bau- 
arbeiter (§ 80 AFG), um deren finanzielle Be- 
lastung infolge der Witterungsunbill auszu- 
gleichen. 

Diese neue Produktive Winterbauförderung wird 
durch das Schlechtwettergeld für Ausfallstunden 
(§§ 83 - 89 AFG) ergänzt. 

b) Die gesetzlichen Vorschriften des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes über die Förderung der ganzjähri- 
gen Beschäftigung in der Bauwirtschaft werden 
durch folgende Rechtsnormen ergänzt: 

— Verordnung über die Betriebe des Baugewer- 
bes, in denen die ganzjährige Beschäftigung zu 
fördern ist (Baubetriebe- Verordnung) vom 19. 
Juli 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1257), 

— Verordnung über die Förderungssätze für den 
Mehrkostenzuschuß der Produktiven Winter- 
bauförderung (Förderungssätze-Verordnung) 
vom 16. Juli 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 841), 

— Verordnung über die Umlage zur Aufbringung 
der Mittel für die Produktive Winterbauför- 
derung (Winterbau-Umlageverordnung) vom 
13. Juli 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1201), 

— Anordnung des Verwaltungsrats der Bundes- 
anstalt für Arbeit über die Förderung der 
ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirt- 
schaft (Winterbau-Anordnung) vom 4. Juli 
1972 (Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt 
für Arbeit 1 972 S. 51 1 ) . 

2. Produktive Winterbaufördnung 

a) Zuschüsse und Darlehen an Arbeitgeber des Bau- 
gewerbes für den Erwerb oder die Miete von 
Winterbaugeräten und -einrichtungen 
Die Inanspruchnahme der Investitionskostenzu- 
schüsse und -dariehen hat sich im Winter 1972/ 
1973 gegenüber dem voraufgegangenen Winter 


mehr als verdoppelt. Während im Winter 1971/ 

1972 rund 6600 Förderungsanträge bei den Ar- 
beitsämtern gestellt wurden, waren es im letzten 
Winter mehr als 13 700. 

Die als Zuschüsse ausgezahlten Beträge beliefen 
sich 1971/1972 auf 48,6 Mio DM, 1972/1973 da- 
gegen auf 83 Mio DM (Tabelle 1). 

Nach einer repräsentativen Umfrage des Haupt- 
verbandes der Deutschen Bauindustrie ist der 
Anteil des Hochbaus an der Förderung von Win- 
terbaugerät mehr als dreimal so groß wie der des 
Straßenbaus. Baubetriebe mit 500 und mehr Be- 
schäftigten haben durchschnittlich teurere Geräte 
und Einrichtungen angeschafft als mittlere und 
kleine Baubetriebe. Von dem Mietkostenzuschuß 
haben nur wenige Baubetriebe der mittleren Grö- 
ßenklasse Gebrauch gemacht. 

Der Zentralverband des Dachdeckerhandwerks 
hat berichtet, daß einer Inanspruchnahme der 
Investitionskostenzuschüsse durch die Dachdek- 
kerbetriebe aus Struktur- und naturbedingten 
Gründen enge Grenzen gesetzt seien. 

Von den gestellten Anträgen sind etwa 10 v. H. 
abgelehnt worden. Dabei handelt es sich haupt- 
sächlich um verspätet gestellte Anträge und um 
Anträge für nicht förderungsfähige Geräte. 

b) Zuschüsse an Arbeitgeber des Baugewerbes zu 
den auf Winterbaustellen geleisteten Arbeits- 
stunden (Mehrkostenzuschüsse) 

Die Inanspruchnahme des Mehrkostenzuschusses 
hat sich gegenüber dem Vorjahr verfünffacht. Im 
vorletzten Winter wurden rund 6500 Anträge ge- 
stellt, im letzten Winter waren es mehr als 
32 000 Anträge. Bemerkenswert ist ferner, daß 
sich die Zahl der Winterbauvorhaben unter Voll- 
schutz von 1971/1972 zu 1972/1973 mehr als ver- 
doppelt hat. Die von den Arbeitsämtern als Zu- 
schüsse ausgezahlten Beträge belaufen sich auf 
41 Mio DM (Vorjahr: 14 Mio DM), obwohl über- 
gangsweise noch die gleichen Förderungssätze 
wie in den Jahren davor galten (Tabelle 2). Durch 
die Förderungssätze-Verordnung vom 16. Juli 

1973 sind die Sätze inzwischen erheblich herauf- 
gesetzt worden. 

Von den gestellten Anträgen konnten mehr als 
78 V. H. bewilligt werden. 

c) Leistungen an Arbeitnehmer 

Die Aufwendungen für das durch die Winterbau- 
Novelle des Jahres 1972 neu eingeführte Winter- 
geld, das Bauarbeiter für die in der Förderungs- 
zeit geleisteten Arbeitsstunden erhalten, haben 
im Winter 1972/1973 insgesamt 769,2 Mio DM be- 
tragen, Das Wintergeld wurde für rund 384 Mio 
Arbeitsstunden gezahlt. 

Trennungsbeihilfe und Fahrkostenzuschüsse sind 
kaum in Anspruch genommen worden (Tren- 
nungsbeihilfe: 1561 DM, Fahrkostenzuschüsse: 
211 DM). Dieses Ergebnis entspricht der Absicht 
des Gesetzgebers, diese Leistungen nur noch als 
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Hilfen für witterungsbedingte Härtefälle beizu- 
behalten. 

3. Sdileditwettergeld 

Die Auswirkungen der Winterbau-Novelle des Jah- 
res 1972 lassen sich auch durch einen Vergleich der 
Zahlen der Arbeitsausfälle des Winters 1972/1973 
mit den entsprechenden Zahlen des vorletzten Win- 
ters beurteilen. Bei Beginn beider Winter waren die 
Auftragsbestände in der Bauwirtschaft fast gleich; 
beide Winter hatten ähnliche Witterungsverläufe, 
wenn auch der letzte Winter vor allem in Süd- 
deutschland etwas kälter und niederschlagsreicher 
und damit für das Bauen ungünstiger war als der 
vorletzte. 

Im Winter 1972/1973 wurden 18,9 Mio witterungs- 
bedingte Arbeitsausfälle angezeigt; das sind 4 Mio 
oder 17 v. H. weniger als im vorletzten Winter. Ge- 
genüber der Durchschnittszahl der angezeigten Ar- 
beitsausfälle in den zehn Wintern 1962/1963 bis 
1971/1972 (rd. 34 Mio) sind die angezeigten Ar- 
beitsausfälle im letzten Winter sogar um 45 v. H. 
zurückgegangen (Tabelle 3). Die Ausgaben der Bun- 
desanstalt für Arbeit für das Schlechtwettergeld in 
der Schlechtwetterzeit 1972/1973 (485 Mio DM) lagen 
mit 171 Mio DM oder 26 v. H. unter denjenigen für 
die Schlechtwetterzeit 1971/1972 (Tabelle 4). Bei die- 
ser Berechnung bleibt unberücksichtigt, daß sich die 
Durchschnittssätze des Schlechtwettergeldes infolge 
der zwischen den beiden Wintern liegenden Lohm 
erhöhungen in der Bauwirtschaft erhöht haben. 
Wenn der Aufwand für Schlechtwettergeld dennoch 
stärker zurückgegangen ist als die Zahl der ange- 
zeigten witterungsbedingten Arbeitsausfälle, so 
dürfte das darauf zurückzuführen sein, daß Schlecht- 
wettergeld jetzt auch für Ausfallstunden und nicht 
mehr nur für volle Ausfalltage gezahlt wird. 

4. Winterbau-Umlage 

Zur Aufbringung der Mittel für die Produktive Win- 
terbauförderung erhebt die Bundesanstalt für Arbeit 
seit dem 1. Mai 1972 von den Arbeitgebern des Bau- 
gewerbes, in deren Betrieben die ganzjährige Be- 
schäftigung nach der Baubetriebe-Verordnung vom 
19. Juli 1972 zu fördern ist, die Umlage nach § 186 a 
AFG. Deren Höhe ist durch die Winterbau-Umlage- 
verordnung vom 13. Juli 1972 auf 4 v. H. der lohn- 
steuerpflichtigen Bruttolohnsumme festgesetzt wor- 
den. Nach dem Gesetz ist der Vomhundertsatz der 
Umlage so festzusetzen, daß das Aufkommen die 
Aufwendungen für die Produktive WinterbaufÖrde- 
rung mindestens insoweit deckt, als sie auf den Lei- 
stungen für die Mehrkostenzuschüsse und das Win- 
tergeld beruhen. Für die Monate Mai 1972 bis April 
1973 sind der Bundesanstalt aus der Umlage insge- 
samt 863,8 Mio DM zugeflossen. Dieses Aufkommen 
hat ausgereicht, im Winter 1972/1973 den Aufwand 
für die Produktive Winterbauförderung zu decken. 

Die Betriebe des Bauhauptgewerbes und des Dach- 
deckerhandwerks haben fast ausnahmslos von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Umlagebeträge 
über gemeinsame Einrichtungen (Sozialkassen) an 
die Bundesanstalt abzuführen. Die Betriebe des Gar- 


ten- und Landschaftsbaues verfügen noch nicht über 
eine gemeinsame Einrichtung. 

5. Winterbau-Ausschüsse 

Die Winterbau-Novelle 1972 sieht vor, daß der Vor- 
stand der Bundesanstalt für Arbeit und die Verwal- 
tungsausschüsse der Landesarbeitsämter und Ar- 
beitsämter Ausschüsse zur Förderung der ganzjähri- 
gen Beschäftigung in der Bauwirtschaft bilden. Diese 
Ausschüsse haben darauf hinzuwirken, daß Bauauf- 
träge der öffentlichen Hand sowie des öffentlich 
geförderten und des steuerbegünstigen Wohnungs- 
baues in angemessenem Umfange während der 
Schlechtwetterzeit durchgeführt werden. 

Der Vorstand sowie die Verwaltungsausschüsse aller 
Landesarbeitsämter und fast aller Arbeitsämter ha- 
ben im letzten Jahr Winterbau-Ausschüsse gebildet. 
Diese Gremien haben zahlreiche Initiativen entwik- 
kelt. Der Winterbau-Ausschuß des Vorstandes hat 
konstruktive Vorschläge für eine verstärkte Ver- 
gabe von Winterbau-Aufträgen seitens der öffent- 
lichen Hand erarbeitet. Er hat außerdem die Tätig- 
keit der Winterbau-Ausschüsse der Landesarbeits- 
ämter und Arbeitsämter durch Empfehlungen ange- 
regt. Diese sollen mit den öffenlichen Bauauftrag- 
gebern Verbindung aufnehmen, um für bestimmte 
Bauprojekte eine Durchführung als Winterbau-Maß - 
nähme zu erreichen. Die Winterbau-Ausschüsse bei 
den Landesarbeitsämtern haben sich um Informatio- 
nen über Planung, Vergabe und Durchführung von 
öffentlichen Baumaßnahmen bemüht, sie haben Be- 
sprechungen mit Vertretern der öffentlichen Bauauf- 
traggeber geführt und sich durch Sachverständige 
beraten lassen. Die Ergebnisse dieser Initiativen 
konnten sich im letzten Winter allerdings noch nicht 
auswirken, weil die Bauplanungen der öffentlichen 
Hand für diese Zeit schon abgeschlossen waren. Im 
Winter 1973/1974 wird sich zeigen, in welchem Maße 
die bisherige umfangreiche Tätigkeit der Ausschüsse 
den öffentlichen Winterbau beeinflußt hat. 


IM. Auswirkungen der Förderung der ganzjährigen Be- 
schäftigung in der Bauwirtschaft im Winter 1972/ 
1973 

Die Höchstzahl der arbeitslosen Bauarbeiter, die am 
31. Oktober im Bauhauptgewerbe noch beschäftigt 
waren, ist von 67 000 im vorletzten Winter auf 
51 800 im letzten Winter, also um 22,7 v. H. zurück- 
gegangen; die Durchschnittszahl der arbeitslosen 
Bauarbeiter in den fünf Monaten der Schlechtwetter- 
zeit 1972/1973 liegt um mehr als 20 v. H. unter der- 
jenigen der Schlechtwetterzeit davor. Zu diesem Er- 
gebnis des letzten Winters hat sicher auch die be- 
sonders gute Auftragslage in der Bauwirtschaft bei- 
getragen. Nach den Berichten der Landesarbeitsäm- 
ter muß jedoch angenommen werden, daß es zu 
einem erheblichen Teil auf eine größere Bereitschaft 
der Bauunternehmer zum Winterbau zurückzufüh- 
ren ist. Wenn die Zunahme des Winterbaus in ein- 
zelnen Bereichen der Bauwirtschaft geringer war - 
etwa im Dachdeckerhandwerk und im Garten- und 
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Landschaftsbau - so kann daraus nicht auf eine ge- 
ringere Winterbau-Bereitschaft dieser Bereiche ge- 
schlossen werden; vielmehr eignen sich deren Bau- 
arbeiten aus verschiedenen Gründen weniger für 
den Winterbau als andere. Die positivere Einstel- 
lung der Bauunternehmen zum Winterbau kommt 
auch in den Stellungnahmen des Hauptverbandes 
der Deutschen Bauindustrie und des Zentralverban- 
des des Deutschen Baugewerbes zum Ausdruck. Sie 
wird weiterhin dadurch bestätigt, daß sich die Zahl 
der Winterbau-Vorhaben unter Vollschutz im letz- 
ten Winter sprunghaft erhöht hat. Die meisten Lan- 
desarbeitsämter und Arbeitsämter berichten, daß im 
letzten Winter allgemein mehr und bessere Schutz- 
vorkehrungen zur Vermeidung witterungsbeding- 
ter Arbeitsausfälle getroffen worden sind als in frü- 
heren Jahren. Nach Auffassung der Industriegewerk- 
schaft Bau-Steine-Erden allerdings haben die Wetter- 
schutzvorkehrungen der meisten Baustellen im letz- 
ten Winter noch immer nicht den Anforderungen 
entsprochen, die im Interesse der Arbeitnehmer zu 
stellen sind. 

Auch in der Einstellung der Bauarbeiter zur Winter- 
arbeit hat sich im letzten Winter ein Wandel voll- 
zogen. Nach einer Umfrage des IFO-Instituts für 
Wirtschaftsforschung, München, vom März 1973 zieht 
jetzt die Mehrheit der Bauarbeiter die Arbeit in den 
Wintermonaten mit Lohn und Wintergeld dem Be- 
zug von Schlechtwettergeld vor. 54 v. H. der befrag- 
ten Bauunternehmen gaben an, ihre Arbeiter wür- 
den die Winterarbeit der Winterpause vorziehen, 
wenn sie zwischen beiden wählen könnten. Ein Jahr 
zuvor hatten noch 81 v. H. angegeben, ihre Bau- 
arbeiter bevorzugten den mit Schlechtwettergeld 
vergüteten Arbeitsausfall, Die Berichte der Landes- 
arbeitsämter stimmen mit dem Ergebnis der Umfrage 
des IFO-Instituts überein. 

Die Einführung der Winterbau-Umlage entkräftet 
die frühere Kritik an der Bauwirtschaft, diese nehme 
ein Vielfaches ihrer Beitragszahlungen zur Bundes- 
anstalt für Arbeit an Produktiver Winterbauförde- 
rung, Schlechtwettergeld und Arbeitslosengeld in 
Anspruch. In dem Zeitraum vom 1. Juli 1972 bis zum 
30. Juni 1973 sind der Bundesanstalt an Beiträgen 
aus der Bauwirtschaft und an Winterbau-Umlage ins- 
gesamt 1320 Mio DM zugeflossen. Im selben Zeit- 
raum hat die Bundesanstalt 1519 Mio DM an Pro- 
duktiver Winterbauförderung, Schlechtwettergeld 
und Arbeitslosengeld für die Bauwirtschaft ausgege- 
ben. 

Ob auch dem wirtschaftspolitischen Ziel der Winter- 
baunovelle - Steigerung der Bauproduktion im Win- 
ter und damit eine gleichmäßigere Verteilung der 
Bautätigkeit auf alle Jahreszeiten, stärkere Ausnut- 
zung der Baukapazitäten in der witterungsungünsti- 


gen Jahreszeit und eine sich daraus ergebende Aus- 
weitung des Angebots an Bauleistungen mit günsti- 
gen Auswirkungen auf Baupreise und Mieten - nä- 
hergekommen worden ist, läßt sich nach einer Win- 
terperiode noch nicht beurteilen. Der Elan des ersten 
Winters ist bei dem jetzt begonnenen zweiten Win- 
ter noch nicht zu erkennen. 


IV. Bauausgaben der öffentlichen Hand 
in der Schlechtwetterzeit 1972/1973 

1. Von den bewilligten Anerkennungsanträgen auf 
Mehrkostenzuschuß im Winter 1972/1973 ent- 
fallen 637 auf Bauvorhaben des Bundes, 631 auf 
Bauvorhaben der Länder, 1574 auf kommunale 
Bauvorhaben und 1137 auf Bauvorhaben sonsti- 
ger öffentlich-rechtlicher Körperschaften. Das sind 
insgesamt 15,6 v. H. der bewilligten Anerken- 
nungsanträge. 

Die Gesamtzahl der Baustellen aus dem Bereich 
der Finanzbauverwaltungen der Länder (Bundes- 
und Länderbaumaßnahmen), auf denen im Win- 
ter gearbeitet wurde, zeigt in den letzten Jahren 
folgende Entwicklung: 


Schlecht- 

Gesamtzahl der 

Veränderungen 

wetterzeit 

Baustellen 

gegenüber 
Vorjahr - v, H. 

1966/67 

695 

— 

7,3 

1967/68 

573 

— 

21,2 

1968/69 

502 

— 

14,1 

1969/70 

562 

+ 

12 

1970/71 

718 

+ 

27,8 

1971/72 *) 

1827 

+ 

155 

1972/73 *) 

3245 

+ 

78 


*) ab 1971/72 wurden auch die kleineren Baumaßnahmen 
statistisch erfaßt 


2. Das Jahresbauvolumen des Bundes betrug im 
Jahre 1972 1801 Mio DM (Vorjahr: 1836 Mio DM). 
Die Gesamtbauleistung des Bundes im Winter 
1972/1973 beträgt 568 Mio DM (Vorjahr: 454,6 
Mio DM). Das sind 32 v. H. (Vorjahr: 25 v. H.). 
Unter den Gesamtbauleistungen sind alle Bau- 
vorhaben erfaßt, bei denen die Arbeit im Winter 
mit oder ohne Wetterschutzvorkehrungen fort- 
geführt werden konnte. 

Die Länder haben im Winter 1972/1973 eine Ge- 
samtbauleistung im Umfange von fast 300 Mio 
DM (Vorjahr: 314 Mio DM) erbracht. 

Im Tiefbau verhält sich die öffentliche Jahresauf- 
tragsvergabe zur Winterauftragsvergabe wie 
folgt: 


Zeitraum 

Bund 

Länder 

Gemeinden und 
Gemeindeverbände 

J anuar/Dezember 




1972 

5321 Mio DM 

1468 Mio DM 

5377 Mio DM 

Schlechtwetterzeit 




1972/1973 

1768 Mio DM 

424 Mio DM 

1868 Mio DM 

V. H. -Betrag 

33 V. H. 

28 V. H. 

34 V. H, 
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In welchem Umfange die im Winter vergebenen 
Tiefbauaufträge auch in der Schlechtwetterzeit 
ausgeführt worden sind, ist statistisch nicht er- 
faßt. 


V. Änderung von Rechtsvorschriften 

Die neue Winterbauförderung hat ihre erste Erpro- 
bung im Winter 1972/1973 bestanden. Es erscheint 
daher nicht erforderlich, einzelne Rechtsvorschriften 
bereits mit Wirkung für den Winter 1974/1975 er- 
neut zu ändern. Ein abschließendes Urteil darüber 
ist aber erst möglich, wenn sich die Bauwirtschaft 
auf sie voll eingestellt hat. Damit ist frühestens für 
den Winter 1974/1975 zu rechnen. 

Die Bundesregierung sieht daher auch zur Zeit davon 
ab, zu den ihr vorliegenden Vorschlägen für einige 
Rechtsänderungen, die von interessierten dritten 
Stellen gemacht werden, abschließend Stellung zu 
nehmen. Die wichtigsten dieser Vorschläge werden 
im folgenden dargestellt: 

1. §75Abs. 2AFG 

Als eine Erschwerung für die Praxis wird die unter- 
schiedliche Lage von Förderungszeit (d. i. der Zeit- 
raum, in dem der Mehrkostenzuschuß und das Win- 
tergeld gewährt werden) und Schlechtwetterzeit 
(d. i. der Zeitraum, in welchem Schlechtwettergeld 
gewährt wird) empfunden. Das hat u. a. zur Folge, 
daß auch die Antragsfristen für beide Leistungen, 
die mit Ende des betreffenden Leistungszeitraumes 
beginnen und drei Monate betragen, zu verschiede- 
nen Zeiten beginnen und enden; andererseits werden 
Wintergeld und Schlechtwettergeld mit ein und der- 
selben Abrechnungsliste beantragt. Als nachteilig 
hat sich auch erwiesen, daß Beginn und Ende der 
Förderungszeit - der 16. Dezember und der 15. 
März - nicht mit dem Beginn bzw. dem Ende eines 
Lohnabrechnungszeitraumes der Baubetriebe zusam- 
menfallen. 

Diese praktischen Schwierigkeiten könnten durch 
eine Vereinheitlichung der beiden Leistungszeiträu- 
me beseitigt werden. Förderungszeit und Schlecht- 
wetterzeit könnten übereinstimmend in den Zeit- 
raum vom 1. Dezember bis zum 31. März verlegt 
werden. Dadurch würde die Schlechtwetterzeit um 
den Monat November gekürzt, auf den in den zehn 
Wintern 1963/1964 bis 1972/1973 nur 7,6 v. H. der 
durchschnittlichen angezeigten witterungsbedingten 
Gesamtarbeitsausfälle entfielen. Zum anderen würde 
die Ausdehnung der Förderungszeit auf vier Monate 
zu einer Verbesserung bei Mehrkostenzuschuß und 
Wintergeld als den primären Winterbauförderungs- 
leistungen führen. 

2. § 75 Abs. 2 Nr. 2 AFG 

In den letzten Jahren sind in wechselnden Teilen 
des Bundesgebiets im April starke Schneefälle und 
Frost aufgetreten. Die hierdurch verursachten Ar- 
beitsausfälle auf Baustellen konnten durch Schlecht- 


wettergeld nicht ausgeglichen werden, weil die ge- 
setzliche Schlechtwetterzeit am 31. März endet. Die 
Bauwirtschaft hat inzwischen einen Tarifvertrag über 
eine pauschale Abgeltung witterungsbedingter Ar- 
beitsausfälle in der Zeit außerhalb der gesetzlichen 
Schlechtwetterzeit abgeschlossen. Die Witterung 
kann allerdings im April vereinzelt noch winter- 
liches Ausmaß haben, so daß die dadurch bedingten 
Arbeitsausfälle dem Winterrisiko der Bauwirtschaft 
zugerechnet werden könnten, das durch das Schlecht- 
wettergeld abgedeckt werden soll. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt wäre zu prüfen, ob der Gesetzgeber den 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung er- 
mächtigt, für jeweils ein Jahr das Ende der Schlecht- 
wetterzeit für einzelne Gebiete bei außergewöhn- 
lichen Wetterverhältnissen bis zum 15. April zu ver- 
längern. 

3. §79 Abs. 3 AFG 

a) Vereinzelt wird gefordert, die Förderungssätze 
des Mehrkostenzuschusses für Bauarbeiten in kli- 
matisch besonders benachteiligten Gebieten 
höher festzusetzen als für Bauarbeiten in witte- 
rungsgünstigeren Gebieten. Dies wird damit be- 
gründet, daß die Winterbaumehrkosten in diesen 
Gebieten höher seien als in anderen Gebieten. 

Sowohl das schwedische wie das österreichische 
Recht der Winterbauförderung sehen eine Ein- 
teilung in Klimazonen vor. In beiden Ländern las- 
sen das jedoch die unterschiedlichen Gegebenhei- 
ten der einzelnen Gebiete des Landes (Norden - 
Süden, Flachland - Hochgebirge) eher zu als in 
der Bundesrepublik. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat ein Sachverständigengutachten über die Höhe 
der durchschnittlichen Winterbaumehrkosten in 
Auftrag gegeben. Das Gutachten soll sich auch 
zu der Frage äußern, ob eine Differenzierung der 
Förderungssätze für den Mehrkostenzuschuß 
nach Klimazonen notwendig ist. Der Sachver- 
ständige, Professor Dipl. -Ing. Achim Kießling, 
Stuttgart, wird sein Gutachten im Frühjahr 1974 
vorlegen. Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung hat die Entscheidung über eine Diffe- 
renzierung der Förderungssätze bis dahin zurück- 
gestellt; er hat die Sätze mit der Verordnung 
vom 16. Juli 1973 für das gesamte Bundesgebiet 
vorerst einheitlich festgesetzt. 

b) Einige Landesarbeitsämter haben angeregt, für 
Winterbauarbeiten unter Vollschutz einen Zu- 
schlag zu den Förderungssätzen zu zahlen. Die- 
ser Vorschlag ist noch nicht abschließend geprüft. 
Der Vollschutz bietet zwar den effektivsten 
Schutz gegen bauungünstiges Winterwetter, er 
ist jedoch auch der teuerste Wetterschutz. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß es z. B. in Schweden 
gelingt, den Winterbau weithin nur mit Teil- 
schutz durchzuführen. Andererseits könnte der 
Zuschlag eine Differenzierung der Förderungs- 
sätze entbehrlich machen; denn Winterbauvor- 
haben in klimatisch besonders benachteiligten 
Gebieten bedürfen eher eines Vollschutzes als in 
anderen Gebieten. 
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4. §85Abs.3AFG 

Nach dem Wortlaut der Vorschrift werden in der 
Schlechtwetterzeit (1. November bis 31. März) Aus- 
fallstunden eines Lohnabrechnungszeitraumes, die 
zusammen mit den in diesem Zeitraum geleisteten 
Arbeitsstunden die regelmäßige betriebsübliche Ar- 
beitszeit überschreiten, nicht mit Schlechtwettergeld 
vergütet. Diese Regelung war schon vor Beginn der 
Schlechtwetterzeit 1972/1973 auf Kritik der Tarifver- 
tragsparteien der Bauwirtschaft gestoßen. Es wurde 
geltend gemacht, die Vorschrift beeinträchtige die 
Bereitschaft der Bauarbeiter zur Leistung von Mehr- 
arbeit, sie gefährde damit auch die Durchführung 
von notwendigen Versorgungsarbeiten. 

Unter besonderer Berücksichtigung der Entstehungs- 
geschichte und des Sinns der Regelung konnte die 
praktische Anwendung der Gesetzesstelle im Wege 
der Auslegung auf die Förderungszeit (16. Dezem- 
ber bis 15. März) beschränkt werden. Obwohl damit 
die Begrenzung der vergütbaren Ausfallstunden auf 
nur 13 Wochen, in denen zudem der Lohnausgleichs- 
zeitraum liegt, eingeengt ist, werden die Einwände 
gegen die Vorschrift dennoch aufrechterhalten. 
Außerdem wird vorgebracht, die Durchführung der 
Regelung führe zu einem unangemessen hohen Ver- 
waltungsaufwand in den Baubetrieben, 

Eine mangelnde Bereitschaft der Bauarbeiter zur 
Mehrarbeit sowie eine Gefährdung der Bevölkerung 
bei Versorgungsarbeiten (Wasser- und Energiever- 
sorgung) konnte allerdings im Winter 1972/1973 
nicht festgestellt werden. Für die Beibehaltung der 
Vorschrift spricht, daß die Leistungen der Arbeits- 
losenversicherung nur insoweit gewährt werden 
können, als Ansprüche auf Arbeitsentgelt ausfallen. 
Ohne die Vorschrift des § 85 Abs. 3 AFG könnte es 
jedoch Vorkommen, daß einem Bauarbeiter, der etwa 
in einer Woche acht witterungsbedingte Ausfallstun- 
den gehabt hat, infolge Mehrarbeit aber die regel- 
mäßige betriebsübliche Arbeitszeit erreicht, neben 
Lohn, Mehrarbeitszuschläge und Wintergeld auch 


noch für acht Stunden Schlechtwettergeld gewährt 
werden müßte. 

Insoweit sollten zum mindesten die Erfahrungen 
eines weiteren Winters abgewartet werden. Ande- 
rungsbedürftig ist dagegen die Regelung, derzufolge 
Beginn und Ende der Förderungszeit nicht mit Be- 
ginn oder Ende eines Lohnabrechnungszeitraumes 
zusammenfallen. Die unter V 1 angesprochene Ver- 
legung der Förderungszeit auf volle Kalendermonate 
würde diese Schwierigkeit beseitigen. 

5. § 186 a AFG 

Die Betriebe des Dachdeckerhandwerkes beklagen, 
daß sie den gleichen Umlagebetrag zu entrichten ha- 
ben wie jeder andere Baubetrieb, obwohl sie die 
Leistungen der Produktiven Winterbauförderung in 
viel geringerem Umfange in Anspruch nehmen als 
andere. Die gleiche Klage wird auch von den klei- 
nen Betrieben des Bauhauptgewerbes erhoben. Da- 
bei ist zu berücksichtigen, daß im Jahre 1972 fast 
32 000 Baubetriebe mit insgesamt 139 700 Beschäf- 
tigten jeweils nur bis zu neun Beschäftigten hatten. 

Die Winterbau-Umlage wurde jedoch bewußt als 
Sonderbeitrag der insoweit zu einer Solidagemein- 
schaft zusammengefaßten Bauwirtschaft zur Finan- 
zierung von Leistungen der Produktiven Winter- 
bauförderung ausgestaltet. Deshalb wird die Ge- 
samtheit der Arbeitgeber des Baugewerbes, in deren 
Betrieben die ganzjährige Beschäftigung zu fördern 
ist, gleichmäßig mit der Umlage belastet. Eine Diffe- 
renzierung der Umlagehöhe nach den individuellen 
Möglichkeiten, die Förderung in Anspruch zu neh- 
men, ist damit schwerlich zu vereinbaren. Außerdem 
ist die Produktive Winterbauförderung Teil der För- 
derung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bau- 
wirtschaft, zu der auch das Schlechtwettergeld ge- 
hört. Baubetriebe, in denen im Winter weniger ge- 
arbeitet wird, werden dafür regelmäßig mehr 
Schlechtwettergeld in Anspruch nehmen. 
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Tabellen teil 


Tabelle 1 

Zuschüsse und Darlehen an Arbeitgeber des Baugewerbes für den Erwerb oder die Miete von Winter- 
baugeräten und -einrichtungen 

Zeitraum Anerkennungsanträge ausgezahlte Beträge 


1. ll.bisSl. 10. 

gestellt 

bewilligt 

Zuschüsse 

Darlehen 

1969/70 

2 781 

1 734 

5,4 Mio DM 

4,6 Mio DM 

1970/71 

5 544 

4 203 

26,1 Mio DM 

5,4 Mio DM 

1971/72 

6 634 

5 893 

48,6 Mio DM 

3,8 Mio DM 

1972/73 (bis 31. 8.) 

13 744 

12 458 

83,0 Mio DM 

0,7 Mio DM 


Tabelle 2 

Zuschüsse an Arbeitgeber des Baugewerbes zu den auf Winterbaustellen geleisteten Arbeitsstunden (Mehr- 
kostenzusdiüsse) 


Förderungs- 

Anerkennungsanträge 

Bauvorhaben 

Zuschüsse 

geförderte 

zeit 

gestellt 

bewilligt 

unter Vollschutz 

in Mio DM 

Stunden in Mio 

1969/70 

5 467 

2 334 

209 

6,6 

5,9 

1970/71 

6 937 

4 013 

481 

12,4 

11,3 

1971/72 

6 511 

4 180 

760 

14,2 

12,1 

1972/73 

32 414 

25 572 

1 623 

41,3 

33,5 
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Tabelle 3 

Geleistete Arbeitsstunden, angezeigte Ausfalltage und arbeitslose Bauarbeiter 


:htwetter- 

zeit 

geleistete 

Arbeitsstunden 

Mio 

■ 

Arbeitsstunden 
je Arbeiter 
des Baugewerbes 

angezeigte 

Ausfalltage 

Mio 

Ausfalltage 

1 je Arbeiter 
jdes Baugewerbes 

Arbeitslose 
Männer aus dem 
Baugewerbe 
- jeweils Höchst- 
stand - 

1959/60 

927,0 

736 

11,9 

9,5 

254 113 

1960/61 

976,0 

791 

12,2 

9,9 

133 495 

1961/62 

886,2 

694 

31,2 

24,4 

72 309 

1962/63 

707,6 

518 

60,7 

44,5 

97 368 

1963/64 

934,6 

653 

37,5 

26,2 

81 528 

1964/65 

950,6 

662 

32,5 

22,6 

73 923 

1965/66 

964,7 

673 

30,2 

21,1 

64 562 

1966/67 

913,6 

664 

16,1 

11,7 

200 234 

1967/68 

826,7 

643 

28,0 

21,8 

156 675 

1968/69 

804,3 

620 

34,6 

26,7 

91 036 

1969/70 

725,3 

559 

51,7 

39,8 

67 315 

1970/71 

888,5 

670 

31,8 

23,9 

57 118 

1971/72 

912,0 

687 

22,9 

17,3 

67 040 

1972/73 

901,8 

695 

18,9 

14,6 

51 821 


Tabelle 4 

Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit an Arbeitslosengeld und Schlechtwettergeld für die Bauwirtschaft 


Ausgaben der Bundesanstalt an Alg und SWG 
(jeweils in Mio DM) 


Berichtszeit 
-1.7. bis 30. 6.- 

Gesamt- 
versicherungs- 
leistungen 1) an 
Arbeitslosengeld 2) 
und Schlecht- 
wettergeld 

Arbeitslosen- 

geld 

1959/60 

697 

169 

1960/61 

511 

88 

1961/62 

750 

80 

1962/63 

1 311 

105 

1963/64 

950 

95 

1964/65 

888 

102 

1965/66 

815 

79 

1966/67 

1 345 

339 

1967/68 

2 281 

409 

1968/69 

1 569 

209 

1969/70 

1 870 

163 

1970/71 

1 508 

148 

1971/72 

1 803 

219 

1972/73 

1 902 

199 


darunter für die Bauwirtschaft 

Schlechtwetter- 

geld 

insgesamt 

Anteil der Aus- 
gaben für die Bau- 
wirtschaft in V. H. 
der Gesamt- 
versicherungs- 
leistungen an 
Alg und SWG 

120 

289 

41,5 

136 

224 

43,8 

384 

464 

61,9 

859 

964 

73,5 

536 

631 

66,4 

492 

594 

66,9 

472 

551 

67,6 

281 

619 

46,0 

678 

1 087 

47,7 

813 

1 022 

69,1 

1 230 

1 393 

74,5 

813 

961 

63,7 

656 

875 

48,5 

482 

681 

35,8 
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